
Zwischen der

Freien Hansestadt Bremen

vertreten durch die Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport

und der

WolkenKratzer; DipI.-Päd. R. Romanowski,

Neuenstraße 3, 28195 Bremen

- im foigenden Einrichtungsträger genannt -

wird folgende

Vereinbarung nach § 78b SGB VIII

geschlossen:

1. Gegenstand

1.1. Gegenstand dieser Vereinbarung sind (Betreuungs-) Leistungen nach § 34, 35a und 41
i.V.m. § 27 SGB VIII, welche der Einrichtungsträger für männliche unbegleitete minderjährige
Ausländer in der Einrichtung „Landgraf", Huchtinger Heerstraße 194, 28259 Bremen
erbringt.

1.2 Grundlage des Vertrages ist die beiliegende LeEstungsbeschreibung (Anlage 1) sowie
der Berechnungsbogen (Anlage 2). Zudem gilt der Landesrahmenvertrag nach § 78 f SGB
VIII in der Fassung von 15.11.2001.

2. Leistung

2.1. Die Leistungen werden nach Maßgabe der allgemein anerkannten Fachstandards und
ordnungs-rechtlicher Bestimmungen sowie der vereinbarten personellen Ausstattung er-
bracht. Inhalt, Umfang und Qualität der Leistungen sind so zu gestalten, dass eine bedarfs-
gerechte Hilfe im Elnzelfall gewährleistet ist. Die Leistungen müssen ausreichend und
zweckmäßig sein und dürfen das Maß des Notwendigen nicht überschreiten. Näheres ist der
beigefügten Leistungsbeschreibung (Anlage 1) zu entnehmen.

2.2. Der LeJstungserbringer hat sicherzustelien, dass er nur Personen beschäftigt oder ver-
mittelt, die nicht wegen einer der in § 72a Satz 1 SGB VII! genannten Straftaten rechtskräftig
verurteilt worden sind. Zu diesem Zweck hat er sich bei der Einstellung, aus besonderem
Aniass und in regelmäßigen Abständen (spätestens alle 5 Jahre) ein Führungszeugnis nach
§ 30 Abs. 1 des Bundeszentralregistergesetzes vorlegen zu lassen. Unbeschadet dessen hat
der Leistungserbringer unverzüglich geeignete Maßnahmen zu ergreifen, wenn ihm bekannt
wird, dass gegen eine Person wegen des Verdachtes, eine solche Straftat begangen zu ha-
ben, Ermittlungen zur Strafverfolgung eingeleitet worden sind.

2.3. Nach § 8a SGB Vl!l ist bei Anhaltspunkten, die auf eine drohende KEndeswohlgefähr-
düng für ein Kind oder einen Jugendlichen hindeuten, im Zusammenwirken mehrerer Fach-
kräfte das Gefährdungsri-siko abzuschätzen. Die Mitarbeiter einer Einrichtung verpfiichtet
dies, bei der Kenntnis von einem Ge-fährdungsrisiko, ihren Schutzauftrag unmittelbar wahr-
zunehmen und / oder das zuständige Jugendamt unverzüglich zu informieren.
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3. Vergütung

3.1 Für den Vereinbarungszeitraum beträgt die Gesamtvergütung

174,12 € pro Person/Tag

Die Gesamtvergütung gliedert sich in

• ein Entgelt für das Leistungsangebot zur Finanzierung der laufenden Personal- und
Sachkosten der Betreuung und Versorgung in Höhe von

145,21 € pro Person/Tag

• ein Entgeit für die Bereitstellung und Erhaltung des betriebsnotwendigen Anlagevermö-
gens zur Finanzierung der daraus folgenden KapEtalkosten (Abschreibung, Darlehenszinsen,
Miete, Pacht und Leasing) in Höhe von

28,91 € pro Person/Tag

Bei vorübergehender Abwesenheit des in Obhut genommenen Kindes aufgrund von Kran-
kenhausaufenthalt, Entweichung, ProbewohnenA/orstellung in einer anderen Einrichtung
wird das Entgelt grundsätzlich für 3 Tage weiter gezahlt. Die Inobhutnahmeeinnchtung häit
auch während dieser Zeit den notwendigen Betreuungskontakt aufrecht. Sprechen die kon-
kreten Umstände dafür, dass mit einer der oben genannten Abwesenheitsgründe die !nob-
hutnahme beendet und der Platz nicht weiter freizuhalten ist, entfällt ab dem auf den Entlas-
sungstag foigenden Tag die Entgeltübernahmeverpflichtung des öffentlichen Jugendhilfeträ-
gers.

3.2. Mit der o.g. Vergütung sind alle bei wirtschaftlicher Betriebsführung notwendigen Perso-
nal-, Sach- und investitionskosten abgegolten. Die Berechnungsgrundlagen der genannten
Vergütung sind dem beigefügten Berechnungsbogen (Anlage 2) zu entnehmen.

3.3. Die Vergütung ist nur abrechenbar, wenn sie vom zuständigen öffentlichen Träger der
JugendhNfe im Einzelfall bewilligt wurde. Mit der inobhutnahme durch das zuständige Ju-
gendamt ist diese Voraus-setzung erfüilt.

4. Vereinbarungszeitraum

Diese Vereinbarung giit ab dem 01 Februar 2018 und endet am 31.Januar.2019, ohne dass
es einer Kündigung bedarf.

5. Prüfungsvereinbarung

5.1. Die Grundsätze und Maßstäbe für die Bewertung der Qualität der Leistung sowie Anga-
ben über geeignete Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung nach § 8 des Landesrahmenver-
träges SGB Vill gelten ebenfalls für dieses Leistungsangebot. Somit erfolgt auch die Bericht-
erstattung analog der Vorgaben der Rahmenempfehlung zur QualitätsentwicKiung (Berichts-
raster) vom 13.03.2009. Die Berichte sind dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe
jeweils alle zwei Jahre - bis zum 31.03. des Kalenderjahres (hier: 2019) - vorzulegen und
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gehen gezielt auf die im trägerindividuellen Konzept hinterlegten Schwerpunkte der Quaii-
tätssicherung bezüglich der Dokumentation und Selbstevaiuation ein.

5.2. Ferner einigen sich die Vertragsparteien darauf, zukünftige Ergebnisse der Unterar-
beitsgruppe Qualitätsentwicklung, insbesondere auch im Hinblick auf die Darstellung des
Berichtswesens in Form eines standardisierten Rasters, mit einzubeziehen und zu berück-
sichtigen. Der EJnrichtungsträger sichert die Zusammenarbeit und Mitwirkung im Hinblick auf
zuküntige Systeme der LeistungsdoRumentation zu, die in der Vertragskommission nach §
78f SGB VIII für den Leistungsbereich nach § 77 SGB VII! abgestimmt und beschlossen
werden.

5.3. Sofern sich Anhaltspunkte ergeben, die erhebliche Zweifel an der LeistungsqualEtät und
der Wirtschaftlichkeit der Einrichtung begründen, stellt der Einrichtungsträger dem öffentll-
chen Jugendhilfeträger auf Auforderung weitergehende, zur sachgerechten Beurteilung not-
wendige und geeignete Prüfungsunterlagen zur Verfügung und erteilt auf Anfrage erforderli-
ehe Auskünfte.

5.4 Zudem hat der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe das Recht zu einer angemei"
deten Prüfung dieser Unterlagen vor Ort. Diese wird rechtzeitig angekündigt und gemeinsam
terminiert.

6. Sonstiges

6.1 Bei UnwErksamkeit einer Bestimmung dieses Vertrages verlieren die übrigen Bestimmun-
gen ihre Wirksamkeit nicht. Eine unwirksame Regelung ist von den Vertragsparteien durch
eine wirksame zu ersetzen, die der unwirksamen in ihrer Auswirkung möglichst nahe kommt.
Im Übrigen gelten die Vorschriften der §§ 53 ff des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch (SGB
X) über den öffentlich-rechtlichen Vertrag.

6.2 Dieser Vertrag unterliegt dem Bremer Informationsfreiheitsgesetz (BremlFG). Bei Vorlie-
gen der gesetzlichen Voraussetzungen wird er nach Maßgabe der Vorschriften des BremlFG
im elektronischen Informationsregister veröffentlicht. Unabhängig von einer möglichen Veröf-
fentfichung kann der Vertrag Gegenstand von Auskunftsanträgen nach dem BremlFG sein.

6.3. Alle Anlagen sind Bestandteil dieser Vereinbarung.
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Geschlossen: Bremen, im Februar 2018

Die Senatorin für Soziales, Jugend, Einrichtungsträger

Anlasen:

Anlage 1 Leistungsbeschreibungen

Anlage 2 Berechnungsbogen



Anlage 2.1

—1. Art des Angebots
Leistungstyp 1

2. Rechtsgrundlage

3. Personenkreis

4. Allgemeine Zielsetzung

B

4 Stationäre Wohngruppen mit Famiiien ersetzendem Charakter
40 Piätze

§§ 34, 41 SGB VIII, § 35a SGB VII! (nach
Rücksprache mit Landesjugendamt)

Männliche Jugendliche ab 14 Jahren

• deren Erziehung und Entwicklung in ihren Herkunftsfamilien auf
Dauer oder mittelfristig nicht sichergestellt werden kann,

• die längerfristig unterstützt werden müssen und für die eine
Perspektivfindung notwendig ist,

• bei denen soziale Kompetenz entwickelt oder erweitert werden
muss,

• Im Obergeschoss können Jugendliche verseibstständigt werden

Ausschluss Kriterien
• Drogen- und Medikamentenabhängigkeit
• geistiger uncf/oder schwere körperlicher Behinderung
• psychiatrischen Erkrankungen (nach ICD 10), die stationär

behandeit werden müssen/müssten

Eine zentraie ZieSsetzung in der pädagogischen Arbeit besteht darin,
den Jugendlichen und jungen Volljährigen einen sicheren und
gewaitfreien Lebens- und Entwicklungsraum zu bieten, in dessen
Rahmen sie sich stabiiisieren und in ihrer Persönlichkeit heranreifen
Können. Dazu gehört:

• Entwicklungsförderung (Abbau von
Entwicklungshemmnissen und Leiderfahrung unter
besonderer Berücksichtigung der Entwicklungsgeschichte.
und der Ressourcen)

• Schutz und Unterstützung in besonderen Lebenslagen
• Förderung der Selbständigkeit durch Bewusstmachung der

eigenen Stärken und Fähigkeiten
• Stärkung des Selbstwertes, Unterstützung bei der

Identitätsbiidung und Vermittlung sozialer Kompetenzen
• Schul- und Ausbilcfungseignung fördern
• Vermitteln von gesellschaftlichen Normen und Werten
• Vermittlung von alltagspraktischen Fähigkeiten (Fahrpläne

lesen, Hygiene, Gesundheitsfürsorge, Pünktlichkeit etc.)
• Vernetzung im sozialen Umfeld (Sportvereine,

FreEzeitangebote etc.); Schule; Behörden; Ärzte
• Sinnvolle Freizeitgestaltung
• Bearbeitung der E!tem-/Kind-Beziehung.

• Aufbau sozialer Kompetenzen und sozialverträglichem
Verhalten.

^ Sta bi l is ierung der eigenen Persönlichkeit

VK-UAG/Os/Stand: Juni 2013 .

Beschlossen m der Sitzung der Vertragskommission SGB VIII am 03.12.2014 (Hinweis: Ziffer 11
Leistungsentgelt muss noch überarbeitet werden)

l



Anlage 2.1

5. Inhalte der Leistung

5.1 Unterkunft und
Raumkonzept

5.2 Verpflegung

5.3 Erziehung/Sozial-
pädagogische
Betreuung

6. Personelle Ausstattung

• Verselbständigung / Hilfe zur Selbsthiffe

Der Einrichtungsträger stellt sicher, dass die Einrichtung unter ,
fachlichen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten geleitet und
koordiniert wird. Hierunter fällt auch die Qualitätsentwicklung- und
Sicherung auf der Grundlage des Bundeskinderschutzgesetzes.

Zurverfügungsteilung, Ausstattung und Bewirtschaftung
(Reinigung/Pflege) von Wohnraum, Nutz- und Gemeinschaftsfiächen
sowie deren Instandhaltung.
Reinigung und Pflege der Wäsche gemeinsam mit den Jugendlichen

Die Wohngruppen sind wie folgt aufgeteilt:
1.0G: 22 Plätze für Jugendiiche ab 14 Jahren in Einzelzimmern
2 Gruppen zu jeweils 1 1 Jugendlichen
EG: 18 Plätze für Jugendliche ab 14 Jahren in Einzelzimmern
2 Gruppen zu jeweils 9 Jugendlichen

Die Verpflegung erfolgt durch eine Seibstversorgung der Betreuten
unter Anleitung der Betreuerlnnen in Bereichen wie Küchenhygiene,
Speisenzubereitung, gesundheitsförderliche Ernährung sowie dem
Einkauf und Budgetieren. Die Unterstützung ist dabei abhängig vom
notwendigen Grad der zu erlernenden Kompetenzen und wird daher
im Laufe der Betreuung fortwährend reduziert.

Es finden zusätzlich regelmäßige Gruppen-Kochangebote statt.
Umfassende Betreuung durch sozialpädagogische Fachkräfte an
sieben Tagen in der Woche:
Umfassende Betreuung durch sozialpädagogische Fachkräfte und
Mitarbeiter mit besonderen Fähigkeiten an sieben Tagen in der
Woche:
• Bereitstellung eines alte rsge rechte n Settings,
• Wahrnehmung derAufsichtspflicht,
• Vermittlung lebenspraktischer Fertigkeiten, u.a. Kenntnis der

de.utschen/westeuropäischen Kultur

• Begleitung und Anleitung zur Einhaltung von Terminen und
altersadäquaten Verpflichtungen,

• altersadäquate Freizeitangebote insbesondere an den
Wochenenden/Feiertagen und in den Ferien,

• Integration in Stadteiiangebote und Vereine
• Beteiligung und Einbeziehung an der Bewältigung des Alltags.

Insbesondere bezieht sich dies auf Einkaufen, Kochen, Zimmer
reinigen, Reinigung derGemeinschaftsräume, Wäschepflege

• Einzel" und/oder Gruppenarbeit,

• Eltern-/Familien"Arbeit unter Nutzung von virtuellen Hilfsmitteln
und narrativerGesprächsführung

» Förderung im Schu!" und Ausbiidungsbereich, Vertiefung der
Deutschkenntnisse

» Strukturierung des Alltags unter Einbeziehung des sozialen
Umfeldes

• Sicherstellung der Kinderechte
• Sicherstellung von Beschwerdemöglichkeiten
• Beteiligung der jungen Menschen in allen sie betreffenden
Entscheidungen.

2ur Leistung gehört auch die Durchführung von Ferienmaßnahmen
Die fachliche Leitung erfolgt durch eine/einen Diplom (Sozial"

VK-UAG/Os/Stand; Juni 2013
Beschlossen in der Sitzung der Vertragskommission SGB VIII am 03.12.2014 (Hinweis: Ziffer 11

Leistungsentgelt muss noch überarbeitet werden)



Anlage 2.1

7. Umfang der Leistung

8. Pädagogische Sachmittei

9. Betriebsnotwendige
Anlagen und Ausstattung

)pädagogin/(Sozia4pädagogen odereiner/einem Diplom-
Psychologin/Psychologen mit mehrjähriger Berufserfahrung. Die
Betreuung erfolgt durch Sozialpädagoginnen / Sozjalpädagogen
bzw. Erzieherinnen / Erzieher oder vgl. Qualifikation und Mitarbeitern
mi besonderen Fähigkeiten (Sprache, Sport, Beruf)

Eine Nachtwache und eine anwesende Nachtbereitschaften sind
erforderlich. Als Nachtbereitschaft können auch Hilfskräfte mit
erzieherischen und sozialpäd. Kenntnissen eingesetzt werden, wenn
eine fachlich quaiifizierte Hintergrundbereitschaft vorhanden ist.

Leitung: Dipl. Psychologin
Personalmix: aktuell ca. 50:50/Ziel ist 70:30

Person a Iso h lüssel: 1: 2, 3

Dienste gesamtes Haus:
1 Nachtwache und 1 Nachtbereitschaft
1 Hausmeister für das gesamte Haus
2 Hauswirtschaft

Gruppenübergreifendes Fachpersonal: Einzelvertragliche
Regelung
Fachliche Leitung: Dipl. Pädagoge
Geschäftsführung/VerwaItung: Einzeivertragliche Regelung

Betreuung an 365 Tagen im Jahr, rund-um-die-Uhr.
Der/die Einrichtungsträger stellen unter Berücksichtigung der
„Richtlinien für den Betrieb von Einrichtungen
und zur Wahrnehmung der Aufgaben zum Schutz
von Kindern und Jugendlichen in Einrichtungen" Plätze zur
Verfügung und steilen sicher, dass die Einrichtung unter fachlichen
und wirtschaftlichen Gesichtspunkten geleitet und koordiniert wird.
Hierunter fällt auch die QualitätssEcherung.

Aftersge rechtes Spiel-, Freizeit" und Beschäftigungsmaterial

Vorhalten von Anlagen entsprechend der behördlichen Auflagen und
Schutzbestimmungen.

Teilausausstattung der Zimmer und der Nutz- sowie
Gemeinschaftsflächen mitaltersgerechtem Inventar.

Ausstattung der Büros mit üblichem Geschäftsinventar.

2PKW

VK-UAG/Os/Stand: Juni 2013

Beschlossen in der Sitzung der Vertragskommission SGB VIII am 03.12.2014 (Hinweis: Ziffer 11
. Leistungsentgelt muss noch überarbeitet werden)
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10. Qualitäfssicherung und
QualitätscntwicklLing

11. Leistungsentgelt

Die Maßnahmen des Trägers einer Einrichtung zur
Quaiitäts- und Entwicklungssicherung werden mindestens im
Abstand von 2 Jahren in einem Qualitätsentwicklungsbericht
entsprechend der Regelungen des Landesrahmenvertrages
dokumentiert.

Das Leistungsentgelt enthält die Kosten für das
Regeileistungsangebot und die betriebsnotwendigen Investitionen.
Ferner sind im Entgelt die Kosten für die Durchführung von
Ferienmaßnahmen enthalten.

Im Entgelt sind nicht enthalten und daher im Einzelfall
zusätzlich nach SGB VIII zu finanzieren:

-Taschengeld und pauschalierte Nebenkosten,
- Bekleidungspauschaie,
- für junge Menschen ab 13. Jahren unabhängig vom Schulbesuch

Übernahme von Fahrtkosten in Höhe der günstigsten Monatskarte
unter Abzug eines Eigenanteils, sofern keine
Fahrtkostenübernahme von anderen Stellen erfolgt,

- mehrtätige Klassenfahrten,
- Ersteinkleidung soweit erforderlich.

VK-UAG/Os/Stand: Juni 2013
Beschlossen m der Sitzung der Vertragskommission SGB Vffl am 03.12.2014 (Hinweis: Ziffer 11
Leistungsentgelt muss noch überarbeitet werden)
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